
Grundsätze der Vermögensverwaltung der 
Bundesstiftung Magnus Hirschfeld

1. Grundlagen 
Die Bundesstiftung Magnus Hirschfeld (nachfolgend: 
Stiftung) ist eine rechtsfähige Stiftung bürgerlichen 
Rechts. Sie verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  
Die Aufsicht der Stiftung obliegt der Berliner Senats-
verwaltung für Justiz. Das Berliner Stiftungsgesetz  
ist anzuwenden. 

Die Grundsätze der Vermögensverwaltung bedürfen 
gemäß § 8 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 der Stiftungs-
satzung der Zustimmung des Kuratoriums. 

Der Vorstand macht die Grundsätze der Vermögens-
verwaltung zur Grundlage der Bewirtschaftung  
des Stiftungsvermögens durch die Vertragspartner  
der Stiftung. 

2. Ziele und Kriterien der  
Anlagepolitik 
Das Stiftungsvermögen ist sicher und rentierlich 
anzulegen. Die reale Substanz des Stiftungsvermögens 
soll grundsätzlich langfristig erhalten werden (Inflati-
onsausgleich). Die aus der Kapitalanlage resultierende 
Schwankungsbreite bzw. ein temporärer Wertrückgang 
des Stiftungskapitals sollte innerhalb eines beliebigen 
12-Monatszeitraums nicht über 7,5 % des Stiftungska-
pitals betragen. Auf diesen Umfang sind Emittentenri-
siken, Volatilitäten und Auswirkungen möglicher 
Insolvenzen in der Vermögensanlage zu begrenzen:  
So sollten mit Ausnahme der Investitionen in Invest-
mentfonds (als Sondervermögen von der Kapitalver-
waltungsgesellschaft getrennt) nicht mehr als 5 % des 
Stiftungsvermögens bei einem Emittenten angelegt 
sein und nicht mehr als 10 % des Stiftungsvermögens 

pro Finanzinstrument mit demselben oder mit ihm 
zusammenhängenden Zielmarkt investiert sein. Die 
Anlage in ähnliche Finanzinstrumente kann folglich 
auch mehr als 10 % ausmachen, wenn nur die damit  
in Zusammenhang stehenden Märkte divergieren und 
dadurch eine hinreichende Diversifizierung sicher-
gestellt ist. Als ein und derselbe Emittent sind auch 
Tochter- oder Muttergesellschaft(en) des Emittenten 
zu sehen, die mit ihm so eng verbunden sind, dass  
die Insolvenz des einen auch die Insolvenz des ande-
ren zur Folge haben würde. 

Das Vermögen darf nicht in Anlagen (z. B. Staats-
anleihen, Pfandbriefe etc.) von Staaten investiert 
werden, in denen Homosexualität unter Strafe steht. 
Grundlage für die Negativliste des Vorstands sind 
z. B. der Report „Sexual orientation laws in the world“ 
von ilga world, Informationen des Auswärtigen Am-
tes und von amnesty international. Weiterhin darf 
das Vermögen nicht in Anlagen von Unternehmen 
investiert werden, deren Aktivitäten (z. B. Diskrimi-
nierung von Minderheiten) eindeutig den Zwecken der 
Stiftung widersprechen. 

Die Stiftung wird ihre Kriterien ergänzen und / oder  
verändern, wenn dies nötig ist, um ihre Ziele angemes-
sen zu verfolgen.

3. Verwaltung des Stiftungs
vermögens 
Die ordnungsgemäße Verwaltung des Stiftungs-
vermögens ist Aufgabe des Vorstandes. Er wird sich 
hierzu von externen Dienstleistern unterstützen lassen 
und / oder die Bewirtschaftung des Stiftungsvermö-
gens bzw. von Teilen des Stiftungsvermögens an spezi-
alisierte Vertragspartner delegieren. Die Vermögensan-
lagen sind dabei auf möglichst wenige Vertragspartner 



zu verteilen. Die Vermögensverwaltung der Stiftung 
durch die Dienstleister wird durch den Vorstand 
überwacht. Bei der Auswahl der Dienstleister sind die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit zu beachten.

Der Vorstand hat den/die beauftragte/n Dienstleis-
ter an die Grundsätze der Vermö gensverwaltung 
der Stiftung zu binden und sich regelmäßig über die 
Entwicklung des Anlageportfolios berichten zu las-
sen – insbesondere durch ein regelmäßiges Reporting 
zur Vermögens- und Ertragslage (mindestens viertel-
jährlich sowie anlässlich besonderer Entwicklungen 
oder Ereignisse, die sich nachteilig auf den Erhalt des 
Stiftungsvermögens oder die Erzielung der Erträge 
aus wirken), das neben einer aktuellen Vermögensauf-
stellung auch aussagekräftige Performance-Kennzif-
fern sowohl vor Kosten als auch nach Kosten enthält.

4. Allgemeine Anlage 
 leitlinien 
Die Anlage des Stiftungsvermögens soll den Grund-
sätzen einer langfristigen Kapitalerhaltung folgen.  
Der Kapitalerhalt ergibt sich aus dem Stiftungskapital 
zzgl. der jährlichen Inflationsrate, ermittelt vom 
Statistischen Bundesamt. 

Das Vermögen ist zur Minimierung von Risiken in mög-
lichst erstklassigen Anlagen breit zu streuen. 

Die Vermögensanlage erfolgt durch eine gezielte, auf-
einander abgestimmte Auswahl der Anlageformen,  
die dem Grundsatz der Risikodiversifikation unterliegt, 
d.h. einer optimierten Mischung und Streuung der 
Anlageinvestitionen nach Anlageklassen, Fälligkeiten, 
Branchen, Regionen und Investitionsvolumina. Für die 
Ertragserzielung werden daher Anlageformen aus-
gewählt, die ein hohes Maß an Sicherheit sowie eine 
optimierte Rendite bieten und eine planbare Ertrags-
ausschüttung ermöglichen. 

Die Risiko- und Ertragsstruktur des Stiftungsvermö-
gens ist Gegenstand der Wirtschaftsprüfung im  
Rahmen des Jahresabschlusses. Sie ist gegebenenfalls 
an geänderte Rahmenbedingungen anzupassen. 

Das Gesamtportfolio der Vermögensanlage muss im 
Hinblick auf die Kombination der Anlageziele nach 
Abschnitt 2 (Ziele und Kriterien der Anlagepolitik) aus-
gewogen sein. Daraus ergibt sich eine grundsätzlich 
defensiv ausgerichtete Anlagestrategie. 

Der Vorstand kann – basierend auf den Grundsätzen 
der Vermögensverwaltung der Stiftung – die zuläs-
sigen Anlageformen z. B. mit sog. Positiv- und/oder 

Negativ-Listen (der zulässigen und unzulässigen Anla-
geklassen) weiter spezifizieren.

Er kann für die Erfolgsmessung Benchmarks je nach 
Ausrichtung der zulässigen Anlage definieren bzw. den 
Dienstleistern Orientierungen vorgeben. 

Grundsätzlich ist bei der Strategie folgender Kor-
ridor der Vermögensanlage als Leitlinie verbindlich 
festgelegt: 

• Sicherheitsorientierte Anlagen: mindestens  
70 bis 100 %, 

• Chancenorientierte Anlagen: 0 bis 30 %, 

• Erzielung der notwendigen Liquidität, um die  
Kosten der Stiftung decken und den Stiftungs-
zweck erfüllen zu können. 

Währungsrisiken sind bei der Auswahl der Anlage-
formen weitgehend zu vermeiden. Währungsrisiken, 
die Anlagen von mehr als 5 Prozent des Stiftungs-
vermögens betreffen, sind im Rahmen von Kurssiche-
rungsgeschäften zu neutralisieren. 

5. Dokumentation und  
Berichtswesen 
Dokumentation und Berichtswesen erfolgen durch den 
Vorstand. Der Vorstand berichtet dem Kuratorium min-
destens einmal jährlich über die Entwicklung des Anla-
geportfolios und über die verfolgte Anlagestrategie. 

Anlässlich besonderer Entwicklungen und mindestens 
einmal jährlich wird der Vorstand die Vermögensstruk-
tur überprüfen und ggf. ändern. 

Der Vorstand verpflichtet den gemäß Abschnitt 3 mit 
der Verwaltung des Stiftungsvermögens Beauftragten, 
für den Jahresabschluss eine Vermögensaufstellung 
mit folgenden Mindestkriterien einzureichen: 

• Aufstellung des Vermögens nach Anlageinstru-
menten mit Angabe des Anschaffungswertes und 
des aktuellen Wertes zum Bilanzstichtag, 

• Verkauf von Vermögensanlagen mit Gewinn- und 
Verlustausweis, 

• Vermögensneuanlagen, 

• Ausweis über Erträge, 

• Ausweis der vollständig entstandenen Kosten inkl. 
Depotgebühren, fremder Kosten etc. 
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Der Vorstand kann Dienstleister – wie z. B. die Deut-
sche Performancemessungs-Gesellschaft für Wert-
papierportfolios (DPG) – zur Überprüfung der Ver-
mögensstruktur hinzuziehen. Bei der Auswahl der 
Dienstleister sind die Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit zu beachten.

Der Vorstand ist berechtigt, die Vermögensanlage – 
jährlich aktualisiert – auf der Homepage der Stiftung  
in einer zusammenfassenden Darstellung (z. B. in  
Form einer Grafik) zu veröffentlichen.

6. Gültigkeit der Grundsätze der 
Vermögensverwaltung 
Diese Grundsätze der Vermögensverwaltung sind für 
unbestimmte Dauer gültig. Änderungen der Grund-
sätze der Vermögensverwaltung haben nicht zur Folge, 
dass auf Grundlage der früheren Fassung getätigte 
Anlagen ihre Zulässigkeit verlieren. Die Grundsätze 
werden regelmäßig (spätestens alle 3 Jahre) auf Basis 
von Vorschlägen des Kuratoriums, des Vorstandes und 
evtl. von beauftragten Dienstleistern überprüft. 

Wird eine Zustiftung in die Stiftung eingebracht, bei 
der die/der Zustifter_in eine unveränderte Fortführung 
des eingebrachten Wirtschaftsgutes vorgibt, so kön-
nen diese nach der Annahme der Zustiftung durch den 
Vorstand außerhalb der vorgenannten Vermögensver-
waltungsvorschriften geführt und betrachtet werden. 
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